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// Im Blickpunkth

Die Bedeutung der GewSt wird im Vergleich zur KSt durch die Unternehmensteuerreform 2008 zunehmen, was sich u.a.

auf die Rechtsformkombination der Betriebsaufspaltung auswirken kann. Unter Darstellung der Neuerungen bei der

GewSt untersuchen dies Wehrheim/Rupp in ihrem Beitrag. �berh�hte Verg�tungen, die eine GmbH auf Veranlassung ei-

nes Gesellschafters einer diesem nahestehenden Person zahlt, kann nach der Rechtsprechung des BFH zu einer (gemisch-

ten) Schenkung der GmbH an die nahestehende Person f�hren. Die Rechtslage hierzu beleuchtet Janssen.

Markus van Ghemen, Verantwortlicher Redakteur Steuerrecht

Entscheidungen
BFH:KeinSteuerrabattbei Barlohnumwand-

lungvonUrlaubsgeld inWarengutschein

Mit Urteil vom 6.3.2008 – VI R 6/05 – hat der BFH

entschieden, dass die Umwandlung von Barlohn

in Sachlohn voraussetzt, dass der Arbeitnehmer

unter �nderung des Anstellungsvertrages auf ei-

nenTeil seinesBarlohnsverzichtetund ihmderAr-

beitgeber stattdessen Sachlohn gew�hrt. Ob ein

Anspruch auf Barlohn oder Sachlohn besteht, ist

auf den Zeitpunkt bezogen zu entscheiden, zu

dem der Arbeitnehmer �ber seinen Lohnan-

spruch verf�gt. Im entschiedenen Fall – Um-

wandlung eines den Arbeitnehmern tarifvertrag-

lich zustehenden Urlaubsgelds in Waren-Gut-

schriften nach Wahl des Arbeitnehmers – lehnte

der BFH die Behandlung als Sachlohn ab. Die

Steuerbefreiung des § 8 Abs. 3 EStG gilt nicht f�r

Urlaubsgeld, wenn es nach Wahl der Arbeitneh-

mer als Geld oder Warengutschein ausbezahlt

werden k�nne, so der BFH.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-919-1

BFH: Kein „Erbvergleich“ bei einem

Vergleich der Erben mit nicht am Nachlass

beteiligten Dritten

MitUrteil vom26.2.2008– II R 82/05–hatder BFH

entschieden, dass dieGrunds�tze des sog. Erbver-

gleichs auf einen Vergleich zwischen Miterben

und einem nicht am Nachlass beteiligten Dritten

�ber Grund und H�he m�glicher Anspr�che des

Erblassers nicht anwendbar sind. Vielmehr ist zu

kl�ren, ob dem Erblasser am Stichtag tats�chlich

ForderungengegendenDritten zustehen. Iment-

schiedenen Fall schlossen die Erbenmit der Kreis-

sparkasse (KSK) eine Vereinbarung, mit der sich

die KSK verpflichtete, einen Betrag von insgesamt

328120DMandieMiterben zu zahlen. Das FAun-

terwarf den Betrag der Erbschaftsteuer. Hierge-

gen wandte sich die Kl�gerin (Miterbin). Der BFH

verwiesdie Sacheandas FGzur�ck: „AusdemVer-

gleich der Miterben mit der KSK allein kann nicht

gefolgert werden, dass dem Erblasser die ver-

gleichsgegenst�ndlichen Forderungen gegen die

KSK und H tats�chlich zustanden. […] Die Grund-

s�tze zur Anerkennungdes sog. Erbvergleichs las-

sen sich nicht auf Vereinbarungen zwischen Mit-

erben und einem nicht am Nachlass beteiligten

Dritten�bertragen […].“

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-919-2

BFH: VGA bei vertragswidriger privater

PKW-Nutzung durch den Gesellschafter-

Gesch�ftsf�hrer

Mit Urteil vom 23.1.2008 – I R 8/06 – hat der BFH

entschieden, dass eine vertragswidrige private

PKW-Nutzung durch den Gesellschafter-Ge-

sch�ftsf�hrer einer Kapitalgesellschaft in H�he

der Vorteilsgew�hrung eine vGA darstellt. Der

Vorteil ist nicht gem�ß § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG

mit 1% des Listenpreises, sondern nach Fremd-

vergleichsmaßst�ben mit dem gemeinen Wert

der Nutzungs�berlassung zuz�glich angemesse-

nen Gewinnaufschlags zu bewerten (Best�tigung

des Senatsurteils vom 23.2.2005 – I R 70/04, BFHE

209, 252, BStBl. II 2005, 882). Der BFH weicht da-

mit von der Finanzverwaltung ab, die die vGA so-

wohl bei der GmbH als auch bei demGesellschaf-

ter-Gesch�ftsf�hrer aus Vereinfachungsgr�nden

ebenfallsmit 1%desListenpreisesbewertet.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-919-3

BFH: Leistungsaustausch bei Leistungen

einer Gesellschaft an ihre Gesellschafter –

Aufwendungsersatz

Mit Urteil vom 5.12.2007 – V R 60/05 – hat der

BFH f�r den Fall der Leistungserbringung einer

GmbH an ihre Gesellschafter entschieden, dass

f�r die Frage, ob im Verh�ltnis zwischen Gesell-

schaft und Gesellschafter entgeltliche Leistun-

gen i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG 1999 vorlie-

gen, keine Besonderheiten gelten, so dass es nur

darauf ankommt, ob zwischen Leistendem (Ge-

sellschaft) und Leistungsempf�nger (Gesell-

schafter) ein Rechtsverh�ltnis besteht, das einen

unmittelbaren Zusammenhang zwischen der

Leistung und einem erhaltenen Gegenwert be-

gr�ndet. Das der Leistung zugrundeliegende

Rechtsverh�ltnis kann sich auch aus gesell-

schaftsvertraglichen Vereinbarungen ergeben.

Im entschiedenen Fall gr�ndeten die Selbstver-

waltungspartner (i. S. des § 17b KHG) zur Ent-

wicklung und Pflege eines Verg�tungssystems

f�r Krankenhausleistungen eine GmbH. Die Ge-

sellschafter zahlten der GmbH f�r diese Leistun-

gen Aufwendungsersatz, was zu einer entgeltli-

chen Leistung i.S. von § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG

1999 f�hrte.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-919-4

FG Niedersachsen: Keine USt auf sog.

Bereitstellungsentgelte – kein

Leistungsaustausch

In dem demUrteil vom 3.4.2008 – 5 K 68/02 – zu-

grundeliegenden Fall f�hrte die Kl�gerin – ein

Speditionsunternehmen – u. a. im Auftrag von

Gerichtsvollziehern Zwangsr�umungen durch.

Daf�r erhielt sie ein Entgelt, das der Umsatzsteuer

unterworfen wird. Wurden die Zwangsr�umun-

gen innerhalbvon4TagenvordemR�umungster-

min vom zust�ndigen Gerichtsvollzieher abge-

sagt, erhielt sie ein sog. Bereitstellungsentgelt.

Das FA unterwarf das Bereitstellungsgeld der USt,

da es Gegenleistung f�r die von der Kl�gerin bis

zu diesem Zeitpunkt erbrachten Organisations-

leistungen sei. Dem folgte das FG nicht. Eine nach

der Rechtsprechung des EuGH erforderliche „be-

stimmbare“ Leistung liege nicht vor. Das FG hat

die Revision zum BFH wegen grunds�tzlicher Be-

deutung der Rechtssache zugelassen.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-919-5

Verwaltungsanweisungen
BMF: Liquidation – Nichtanwendungserlass

– KSt-Minderung bei Auskehrung von Liquida-

tionsraten, Nichtanwendung des BFH-Urteils

vom 22.2.2006 – I R 67/05

– Besteuerungszeitraum bei der GewSt, Nichtan-

wendung des BFH-Urteils vom 18.9.2007 – I R

44/06

BMF, Schreiben vom 4.4.2008 – IV B 7 – S 2760/0
Volltext des Schr.: // BB-ONLINE BBL2008-919-6
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